
Arbeitsgemeinschaft Natur- und Umweltbildung Landesverband Sachsen- Anhalt e.V. 
Satzung 

§ 1 Name und Sitz 

(1) Der Landesverband führt den Namen „Arbeitsgemeinschaft Natur- und Umweltbildung -
Landesverband Sachsen-Anhalt e.V.“ (mit der Kurzbezeichnung „ANU - Landesverband Sachsen-
Anhalt“), mit dem er im Vereinsregister eingetragen ist. 

(2) Sitz des Vereins ist Magdeburg; den Sitz der Geschäftsstelle bestimmt der Vorstand. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck der Arbeitsgemeinschaft 

(1) Die Arbeitsgemeinschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Zweck der 
Arbeitsgemeinschaft ist die Förderung von Natur- und Umweltschutz und die Förderung der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung (BnE). Dieser Zweck wird verwirklicht durch die 
Unterstützung von Bemühungen, die den Umgang der Bürger*innen mit der Umwelt verbessern. 

(2) Neben dem allgemeinen Erziehungs- und Bildungsauftrag sollen Einrichtungen, Initiativen und 
Einzelpersonen gefördert werden, die dem obigen Zweck dienen. 

(3) Der Landesverband verfolgt im Rahmen seines Hauptzweckes folgende Einzelziele: 

1. Unterstützung und Förderung bereits bestehender oder neu entstehender regionaler 
Initiativen bzw. Institutionen der konkreten Praxis der Umwelterziehung und -bildung und 
der BnE. 

2. Beratung von Entscheidungsgremien in Politik, Wirtschaft und Verwaltung in Fragen 
Umwelterziehung und -bildung und der BnE auf Landesebene. 

3. Planung und Durchführung von Tagungen, Ausstellungen und landesweiten Aktionen und 
Pflege anderer Formen der Öffentlichkeitsarbeit. 

4. Erbringen von Dienstleistungen für Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft, z.B. - inhaltlich-
fachliche und organisatorische Beratung - Hilfe bei der Organisation des gegenseitigen 
Informationsaustausches und der laufenden Zusammenarbeit - Unterstützung bei der 
Kontaktaufnahme und Zusammenarbeit mit externen Institutionen bzw. - Organisation von 
eigenen internen Weiterbildungsveranstaltungen und Unterstützung bei 
Weiterbildungsveranstaltungen der einzelnen Mitglieder des Landesverbandes. 

5. Zusammenarbeit und Koordination von Aktionen mit der Bundesarbeitsgemeinschaft Natur-
und Umweltbildung e.V.

6. Förderung von Initiativen zur Entwicklung und Erprobung neuer Modelle des Lehrens und 
Lernens im Natur- und Umweltbereich und in der BnE und von Forschungsvorhaben auf 
den genannten Gebieten. 

7. Aufbau von Kontakten mit anderen Einrichtungen, Institutionen und Trägern der 
Umwelterziehung und -bildung und der BnE. 



8. Mitwirkung und Beratung bei der Entwicklung von Wegen zur Ausbildung und 
Qualifizierung von Fachkräften der Umweltbildung und -erziehung und der BnE. 

(4) Zur Erreichung der Vereinszwecke kann eine Geschäftsstelle betrieben werden. 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

(1) Die Arbeitsgemeinschaft ist überparteilich und selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(2) Mittel der Arbeitsgemeinschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Arbeitsgemeinschaft. Es darf keine 
Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Arbeitsgemeinschaft fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden, die bereit ist, die 
Zwecke des Vereins zu unterstützen. Die Arbeitsgemeinschaft lehnt jegliche Form von rassistischen,
sexistischen, antisemitischen oder anderweitig diskriminierenden Äußerungen und 
Verhaltensweisen ab. Grundlage der Vereinsarbeit ist das Bekenntnis aller Mitglieder des Vereins 
zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Der Verein tritt allen extremistischen Bestrebungen 
entschieden entgegen. Der Verein bietet nur solchen Personen die Mitgliedschaft an, die sich zu 
diesen Grundsätzen bekennen. Mitglieder von extremistischen Organisationen, gleich welcher 
politischen Ausrichtung, sowie Mitglieder rassistisch und fremdenfeindlich organisierter 
Organisationen oder derartig orientierter religiöser Gruppierungen können nicht Mitglied des 
Vereins werden. Wird im Nachhinein eine solche Mitgliedschaft begründet, ist das Mitglied 
auszuschließen. Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher 
Aufnahmeantrag. Der Vorstand beschließt über die Aufnahme neuer Mitglieder unter Bezug auf die 
Ziele des Landesverbandes. Mitglieder sind gleichzeitig Mitglieder der Bundesarbeitsgemeinschaft, 
ohne dass es einer gesonderten Aufnahme bedarf. 

(2) Die Mitgliedschaft erlischt:
 

a) durch Austritt, der dem Vorstand mitzuteilen ist. 

b) durch Streichung von der Mitgliederliste, welche durch den Vorstand vorgenommen wird, 
wenn sich das Mitglied trotz zweifacher Mahnung mit seinen finanziellen Verpflichtungen 
gegenüber der Arbeitsgemeinschaft im Rückstand befinden; in der zweiten Mahnung ist auf 
diese Rechtsfolge hinzuweisen. Die Streichung kann auch vorgenommen werden, wenn der 
Aufenthalt des Mitgliedes unbekannt ist. 

c) durch Ausschluss seitens des Vorstands wegen vereinsschädigender Handlung. Gegen den 
Ausschluss kann bis zur nächsten Mitgliederversammlung mit aufschiebender Wirkung mit 
einer Frist von einem Monat Einspruch beim Vorstand eingelegt werden. Über diesen 
beschließt die Mitgliederversammlung. Wird die Frist versäumt, kann der Ausschluss nicht 
mehr angegriffen werden. 

d) mit dem Tod des Mitglieds, oder wenn das Mitglied eine juristische Person ist, mit deren 
Auflösung. 



§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder haben das Recht, an den Mitgliederversammlungen der Arbeitsgemeinschaft 
teilzunehmen, Anträge zu stellen und das Stimmrecht auszuüben. Jedes Mitglied hat nur eine 
Stimme. Stimmenhäufung ist nicht zulässig. 

(2) Die Mitglieder verpflichten sich, die durch die Mitgliederversammlung der Bundes-ANU e. V. 
festgesetzten Beiträge zu entrichten. 

(3) Die Arbeitsgemeinschaft verarbeitet von seinen Mitgliedern gemeinsam mit der Bundes-ANU e.
V. im Rahmen einer automatisierten Verarbeitung die folgenden Daten: Name, Vorname, Anschrift, 
Kontaktdaten (E-Mail-Adresse, Telefonnummer) sowie vereinsbezogene Daten. Da die 
Arbeitsgemeinschaft nur richtige Daten verarbeiten darf, sind die Mitglieder verpflichtet, 
Änderungen ihrer Daten unverzüglich der Arbeitsgemeinschaft mitzuteilen. 

§ 6 Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind: 
1. die Mitgliederversammlung 

2. der Vorstand 

§ 7 Die Mitgliederversammlung 

(1) Alljährlich soll mindestens eine ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden, zu der alle 
Mitglieder vom Vorstand unter Angabe der Tagesordnung vier Wochen vorher schriftlich oder per 
E-Mail einzuladen sind; die Einladung gilt als zugegangen, wenn sie an die zuletzt durch das 
Mitglied bekanntgegebene Anschrift gesandt wurde. Für die Fristberechnung ist der Tag der 
Absendung maßgebend. Anträge zur Tagesordnung können durch die Mitglieder bis zu zwei 
Wochen vor der Mitgliederversammlung gestellt werden; verspätet eingehende Anträge können nur 
behandelt werden, wenn deren Dringlichkeit durch die Mitgliederversammlung festgestellt wird. 
Vorstandswahl und -abberufung, Beitragsänderungen, Satzungsänderungen und die Auflösung des 
Vereins können nicht nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. 

(2) Die Mitgliederversammlung inklusive Abstimmung kann als Präsenzversammlung oder als 
virtuelle Mitgliederversammlung (Online-Verfahren in gesichertem Kommunikationsraum) 
abgehalten werden. Auch eine Kombination von Präsenzversammlung und virtueller Versammlung 
ist möglich. Der Vorstand entscheidet hierüber nach seinem Ermessen und teilt dies den Mitgliedern
in der Einladung mit. Die Vorschrift des § 32 Abs. 2 BGB bleibt hiervon unberührt. Die Mitglieder 
erhalten hierfür rechtzeitig die erforderlichen Zugangsdaten mit einem persönlichen Passwort. Das 
Passwort ist jeweils nur für eine virtuelle Mitgliederversammlung gültig. Ausreichend ist eine 
Versendung des Passworts drei Stunden vor der Mitgliederversammlung an die dem Verein zuletzt 
bekannt gegebene (E-Mail-)Adresse bzw. eine Woche vor Versammlung an die dem Verein zuletzt 
bekannte Postadresse. Die Mitglieder sind verpflichtet, das Passwort geheim zu halten. Eine 
Weitergabe an Dritte ist nicht zulässig. Beschlüsse können auch schriftlich gefasst werden. Dazu 
wird die Beschlussvorlage allen Mitgliedern per Post oder per E-Mail (oder auf anderem 
elektronischem Weg) mit einer Frist von drei Wochen zur Stimmabgabe vorgelegt. Stimmabgaben, 
die nicht bis zum Ende der Frist beim Verein eingehen, gelten als Enthaltungen. 

(3) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung kann jederzeit und muss, wenn mindestens ein 
Drittel der Mitglieder dies schriftlich mit Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt, vom 
Vorstand einberufen werden. 



(4) Der Mitgliederversammlung obliegen: 

1. Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes des Vorstandes und des Berichtes der/des 
Schatzmeisterin/Schatzmeisters 

2. Entlastung des Vorstandes 

3.  Wahl des Vorstandes 

4. Wahl von zwei Kassenprüfer*innen, die Kassenprüfer*innen dürfen dem Vorstand nicht 
angehören. Sie werden für die Dauer von vier Jahren mit einfacher Mehrheit gewählt. 

5. Änderung der Satzung, soweit diese nicht durch den Vorstand vorgenommen werden 

6. Entscheidung über die eingereichten Anträge 

7. Auflösung des Vereins. 

8. Jede ordnungsgemäß anberaumte Mitgliederversammlung ist beschlussfähig. Die 
Mitgliederversammlung wird grundsätzlich durch ein Mitglied des Vorstandes geleitet. Auf 
Vorschlag des Vorstandes kann eine gesonderte Versammlungsleitung bestellt werden. Die 
Mitgliederversammlung beschließt über Anträge durch einfache Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, soweit sie nicht die Satzung oder die Auflösung des Vereines betreffen. 
Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag 
als abgelehnt. Über den Verlauf der Versammlung ist ein Protokoll  zu führen und von 
der/dem Versammlungsleiter*in und von der/dem Protokollführer*in zu unterschreiben. 

§ 8 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit für die Dauer von 
vier Jahren gewählt; er bleibt bis zur Neuwahl im Amt. Eine Wiederwahl ist zulässig. Eine 
vorzeitige Abberufung des Vorstandes oder einzelner Mitglieder kann durch Beschluss einer 
Mitgliederversammlung erfolgen. In diesem Fall sind Neu- und Nachwahlen vorzunehmen. Der 
Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse
des Vorstandes können auch schriftlich oder per E-Mail gefasst werden. Der Vorstand kann einzelne
besondere Vertreter*innen im Sinne des § 30 BGB bestellen. 

(2) Der Vorstand besteht mindestens aus der/dem Vorsitzenden, der/dem Stellvertreter*in, der/dem 
Schriftführer*in und der/dem Schatzmeister*in. Über die Zahl von weiteren Besitzer*innen 
entscheidet die wählende Mitgliederversammlung. Die Mitglieder des Vorstandes sollen 
mehrheitlich Vertreter*innen von Umweltbildungseinrichtungen sein. Die Mitglieder des Vorstandes
sind zu zweit im Sinne des § 26 BGB vertretungsberechtigt. 
Die Aufgaben des Vorstandes sind: 

1. Geschäftsführung sowie Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

2. Verwaltung des Vereinsvermögens 

3. Einladung zur Mitgliederversammlung 

4. Erstattung eines jährlichen Rechenschaftsberichtes vor der Mitgliederversammlung 



§ 9 Änderung der Satzung 
(1) Änderungen der Satzung einschließlich Zweckänderungen können nur von einer 
Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen  
(2) Redaktionelle Änderungen der Satzung sowie solche, die aufgrund von Vorgaben des 
Registergerichtes bezüglich der Eintragungsfähigkeit oder des Finanzamtes bezüglich der 
Steuerbegünstigung oder des Bundes-ANU e. V. erforderlich werden, kann der Vorstand selbst 
vornehmen; die Mitglieder sind über diese Änderungen zu informieren. 

§ 10 Auflösung der Arbeitsgemeinschaft 
(1) Die Auflösung der Arbeitsgemeinschaft kann nur von einer eigens zu diesem Zweck 
einberufenen Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen beschlossen werden. 

(2) Im Falle der Auflösung der Arbeitsgemeinschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
fällt das Vermögen der „Arbeitsgemeinschaft Natur- und Umweltbildung - Landesverband Sachsen-
Anhalt" der „Arbeitsgemeinschaft Natur- und Umweltbildung - Bundesverband" zu. 
Die „Arbeitsgemeinschaft Natur- und Umweltbildung - Bundesverband" hat das Vermögen des 
Vereins ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke zu verwenden, die der Förderung
der Umwelterziehung und -bildung und der BnE im Land Sachsen-Anhalt dienen. 

Magdeburg, den 10.12.2024 


